
VERORDNUNG (EU) Nr. 276/2010 DER KOMMISSION 

vom 31. März 2010 

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates zur 
Registrierung, Bewertung, Zulassung und Beschränkung chemischer Stoffe (REACH) in Bezug auf 
Anhang XVII (Dichlormethan, Lampenöle und flüssige Grillanzünder sowie zinnorganische 

Verbindungen) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 2006 zur 
Registrierung, Bewertung, Zulassung und Beschränkung che­
mischer Stoffe (REACH), zur Schaffung einer Europäischen 
Agentur für chemische Stoffe, zur Änderung der Richtlinie 
1999/45/EG und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 
793/93 des Rates, der Verordnung (EG) Nr. 1488/94 der Kom­
mission, der Richtlinie 76/769/EWG des Rates sowie der Richt­
linien 91/155/EWG, 93/67/EWG, 93/105/EG und 2000/21/EG 
der Kommission ( 1 ), insbesondere auf Artikel 131, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Richtlinie 76/769/EWG des Rates vom 27. Juli 1976 
zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschrif­
ten der Mitgliedstaaten über Beschränkungen des Inver­
kehrbringens und der Verwendung gewisser gefährlicher 
Stoffe und Zubereitungen ( 2 ) enthält in ihrem Anhang I 
Beschränkungen für bestimmte gefährliche Stoffe und 
Zubereitungen. Die Richtlinie 76/769/EWG wurde durch 
die Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 mit Wirkung zum 
1. Juni 2009 aufgehoben und ersetzt. Anhang I der 
Richtlinie 76/769/EWG wurde durch Anhang XVII dieser 
Verordnung ersetzt. 

(2) Die Entscheidung Nr. 455/2009/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates zur Änderung der Richtlinie 
76/769/EWG des Rates in Bezug auf Beschränkungen 
des Inverkehrbringens und der Verwendung von Dichlor­
methan ( 3 ) wurde am 6. Mai 2009 erlassen. 

(3) Die Entscheidung 2009/424/EG der Kommission zur Än­
derung von Anhang I der Richtlinie 76/769/EWG des 

Rates im Hinblick auf Beschränkungen des Inverkehrbrin­
gens und der Verwendung von Lampenölen und flüssigen 
Grillanzündern zwecks Anpassung an den technischen 
Fortschritt ( 4 ) wurde am 28. Mai 2009 erlassen. 

(4) Die Entscheidung 2009/425/EG der Kommission zur Än­
derung der Richtlinie 76/769/EWG des Rates hinsichtlich 
der Beschränkungen des Inverkehrbringens und der Ver­
wendung von zinnorganischen Verbindungen zwecks 
Anpassung ihres Anhangs I an den technischen Fort­
schritt ( 5 ) wurde am 28. Mai 2009 erlassen. 

(5) Entsprechend den Bestimmungen über Übergangsmaß­
nahmen in Artikel 137 der REACH-Verordnung ist es 
angezeigt, Anhang XVII der Verordnung (EG) Nr. 
1907/2006 dahingehend zu ändern, dass die Beschrän­
kungen gemäß den Entscheidungen Nr. 455/2009/EG, 
2009/424/EG und 2009/425/EG darin eingefügt werden. 

(6) Die Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 sollte daher ent­
sprechend geändert werden. 

(7) Diese Verordnung sollte dringend in Kraft treten, damit 
diese Beschränkungen möglichst rasch in Anhang XVII 
der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 aufgenommen wer­
den. 

(8) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ste­
hen im Einklang mit der Stellungnahme des nach 
Artikel 133 der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 einge­
setzten Ausschusses — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Anhang XVII der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 wird 
nach Maßgabe des Anhangs der vorliegenden Verordnung ge­
ändert.
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( 1 ) ABl. L 396 vom 30.12.2006, S. 1. 
( 2 ) ABl. L 262 vom 27.9.1976, S. 201. 
( 3 ) ABl. L 137 vom 3.6.2009, S. 3. 

( 4 ) ABl. L 138 vom 4.6.2009, S. 8. 
( 5 ) ABl. L 138 vom 4.6.2009, S. 11.



Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 31. März 2010 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO
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ANHANG 

In Anhang XVII der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 wird die Tabelle mit der Bezeichnung des Stoffes, der Stoffgruppen 
oder der Gemische und mit den Beschränkungsbedingungen wie folgt geändert: 

1. Eintrag 3 erhält folgende Fassung: 

„3. Flüssige Stoffe oder Zubereitungen, die nach 
den Definitionen in der Richtlinie 67/548/ 
EWG und der Richtlinie 1999/45/EG als ge­
fährlich gelten. 

1. Dürfen nicht verwendet werden 

— in Dekorationsgegenständen, die zur Erzeugung von Licht- 
oder Farbeffekten (durch Phasenwechsel), z.B. in Stimmungs­
lampen und Aschenbechern, bestimmt sind; 

— in Scherzspielen; 

— in Spielen für einen oder mehrere Teilnehmer oder in Erzeug­
nissen, die zur Verwendung als solche, auch zur Dekoration, 
bestimmt sind. 

2. Erzeugnisse, die die Anforderungen von Absatz 1 nicht er­
füllen, dürfen nicht in Verkehr gebracht werden. 

3. Dürfen nicht in Verkehr gebracht werden, wenn sie einen 
Farbstoff — außer aus steuerlichen Gründen — und/oder ein Par­
füm enthalten, sofern 

— sie als für die Abgabe an die breite Öffentlichkeit bestimmter 
Brennstoff in dekorativen Öllampen verwendet werden können 
und 

— ihre Aspiration als gefährlich eingestuft ist und sie mit R65 
oder H304 gekennzeichnet sind. 

4. Für die Abgabe an die breite Öffentlichkeit bestimmte deko­
rative Öllampen dürfen nicht in Verkehr gebracht werden, es sei 
denn, sie erfüllen die vom Europäischen Komitee für Normung 
(CEN) verabschiedete europäische Norm für dekorative Öllampen 
(EN 14059). 

5. Unbeschadet der Durchführung anderer Gemeinschafts­
bestimmungen über die Einstufung, Verpackung und Kennzeich­
nung gefährlicher Stoffe und Gemische stellen die Lieferanten vor 
dem Inverkehrbringen sicher, dass folgende Anforderungen erfüllt 
sind: 

a) Mit R65 oder H304 gekennzeichnete und für die Abgabe an die 
breite Öffentlichkeit bestimmte Lampenöle tragen gut sichtbar, 
leserlich und unverwischbar folgende Aufschriften: ‚Mit dieser 
Flüssigkeit gefüllte Lampen sind für Kinder unzugänglich auf­
zubewahren‘ sowie ab dem 1. Dezember 2010 ‚Bereits ein 
kleiner Schluck Lampenöl — oder auch nur das Saugen an 
einem Lampendocht — kann zu einer lebensbedrohlichen Schä­
digung der Lunge führen‘. 

b) Mit R65 oder H304 gekennzeichnete und für die Abgabe an die 
breite Öffentlichkeit bestimmte flüssige Grillanzünder tragen ab 
dem 1. Dezember 2010 leserlich und unverwischbar folgende 
Aufschrift: ‚Bereits ein kleiner Schluck Grillanzünder kann zu 
einer lebensbedrohlichen Schädigung der Lunge führen‘. 

c) Mit R65 oder H304 gekennzeichnete und für die Abgabe an die 
breite Öffentlichkeit bestimmte Lampenöle und Grillanzünder 
werden ab dem 1. Dezember 2010 in schwarzen undurchsich­
tigen Behältern mit höchstens 1 Liter Füllmenge abgepackt. 

6. Bis spätestens 1. Juni 2014 ersucht die Kommission die Eu­
ropäische Chemikalienagentur, ein Dossier gemäß Artikel 69 dieser 
Verordnung auszuarbeiten, damit gegebenenfalls ein Verbot von 
mit R65 oder H304 gekennzeichneten und für die Abgabe an 
die breite Öffentlichkeit bestimmten flüssigen Grillanzündern und 
Brennstoffen für dekorative Lampen erlassen wird. 

7. Natürliche oder juristische Personen, die mit R65 oder H304 
gekennzeichnete Lampenöle und flüssige Grillanzünder erstmals in 
Verkehr bringen, übermitteln bis 1. Dezember 2011 sowie danach 
jährlich der zuständigen Behörde des betreffenden Mitgliedstaats 
Daten über Alternativen zu mit R65 oder H304 gekennzeichneten 
Lampenölen und flüssigen Grillanzündern. Die Mitgliedstaaten ma­
chen diese Daten der Kommission zugänglich.“
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2. In Eintrag 20 werden in der zweiten Spalte die nachstehenden Absätze 4, 5 und 6 eingefügt: 

„4. Trisubstituierte zinnorganische Verbindungen: 

a) Trisubstituierte zinnorganische Verbindungen wie etwa Tribu­
tylzinnverbindungen (TBT) und Triphenylzinnverbindungen 
(TPT) dürfen nach dem 1. Juli 2010 nicht mehr in Erzeugnissen 
verwendet werden, wenn die Konzentration von Zinn in dem 
Erzeugnis oder in Teilen davon 0,1 Gewichtsprozent übersteigt. 

b) Erzeugnisse, die nicht mit Buchstabe a in Einklang stehen, dür­
fen nach dem 1. Juli 2010 nicht mehr in Verkehr gebracht 
werden; ausgenommen davon sind Erzeugnisse, die bereits vor 
diesem Zeitpunkt in der Gemeinschaft in Verwendung waren. 

5. Dibutylzinnverbindungen (DBT): 

a) Dibutylzinnverbindungen (DBT) dürfen nach dem 1. Januar 
2012 nicht mehr in Gemischen und Erzeugnissen verwendet 
werden, die dazu bestimmt sind, an die breite Öffentlichkeit 
abgegeben zu werden, wenn die Konzentration von Zinn in 
dem Gemisch oder Erzeugnis bzw. in Teilen davon 
0,1 Gewichtsprozent übersteigt. 

b) Erzeugnisse und Gemische, die nicht mit Buchstabe a in Ein­
klang stehen, dürfen nach dem 1. Januar 2012 nicht mehr in 
Verkehr gebracht werden; ausgenommen davon sind Erzeug­
nisse, die bereits vor diesem Zeitpunkt in der Gemeinschaft in 
Verwendung waren. 

c) Abweichend davon gelten die Buchstaben a und b bis zum 
1. Januar 2015 nicht für die nachstehenden Erzeugnisse und 
Gemische, die für die Abgabe an die breite Öffentlichkeit be­
stimmt sind: 

— Ein-Komponenten- und Zwei-Komponenten-Raumtempera­
turvulkanisierungs-Dichtungsmittel (RTV-1- und RTV-2- 
Dichtungsmittel) und Klebstoffe; 

— Farben und Beschichtungen, die DBT-Verbindungen als Ka­
talysatoren enthalten, wenn diese auf Erzeugnissen aufgetra­
gen sind; 

— weiche Polyvinylchlorid-(PVC)-Profile, mit Hart-PVC koex­
trudiert oder nicht; 

— Gewebe, die mit PVC beschichtet sind, das DBT-Verbindun­
gen als Stabilisatoren enthält, wenn sie für die Verwendung 
im Freien vorgesehen sind; 

— im Freien befindliche Regenwasserleitungen, Regenrinnen 
und Anschlussteile sowie Dach- und Fassadenverkleidungs­
material. 

d) Abweichend davon gelten die Buchstaben a und b nicht für 
Materialien und Erzeugnisse, die unter die Verordnung (EG) 
Nr. 1935/2004 fallen. 

6. Dioctylzinnverbindungen (DOT): 

a) Dioctylzinnverbindungen (DOT) dürfen nach dem 1. Januar 
2012 nicht mehr in den nachstehend aufgeführten Erzeugnissen 
verwendet werden, die dazu bestimmt sind, an die breite Öf­
fentlichkeit abgegeben oder von dieser verwendet zu werden, 
wenn die Konzentration von Zinn in dem Erzeugnis oder in 
Teilen davon 0,1 Gewichtsprozent übersteigt: 

— Textilartikel, die dazu bestimmt sind, mit der Haut in Kon­
takt zu kommen; 

— Handschuhe; 

— Schuhe oder Teile davon, die dazu bestimmt sind, mit der 
Haut in Kontakt zu kommen; 

— Wand- und Bodenverkleidungen; 

— Babyartikel; 

— Damenhygieneartikel;
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— Windeln; 

— Zwei-Komponenten-Raumtemperaturvulkanisierungs-Ab­
form-Sets (RTV-2-Abform-Sets). 

b) Erzeugnisse, die nicht mit Buchstabe a in Einklang stehen, dür­
fen nach dem 1. Januar 2012 nicht mehr in Verkehr gebracht 
werden; ausgenommen davon sind Erzeugnisse, die bereits vor 
diesem Zeitpunkt in der Gemeinschaft in Verwendung waren.“ 

3. Folgende Nummer 59 wird angefügt: 

„59. Dichlormethan 

CAS-Nr. 75-09-2 

EG Nr. 200-838-9 

1. Farbabbeizer, die Dichlormethan (DCM) in einer Konzentra­
tion von 0,1 Gewichtsprozent oder mehr enthalten, dürfen 

a) zur Abgabe an die breite Öffentlichkeit oder gewerbliche Ver­
wender nach dem 6. Dezember 2010 nicht mehr erstmalig in 
Verkehr gebracht werden; 

b) zur Abgabe an die breite Öffentlichkeit oder gewerbliche Ver­
wender nach dem 6. Dezember 2011 nicht mehr in Verkehr 
gebracht werden; 

c) nach dem 6. Juni 2012 nicht mehr von gewerblichen Verwen­
dern benutzt werden. 

Für die Zwecke dieses Eintrags bezeichnet der Ausdruck 

i) ‚gewerblicher Verwender‘ eine natürliche oder juristische Per­
son, einschließlich Angestellte und Selbstständige, die im 
Zuge ihrer beruflichen Tätigkeit außerhalb einer Industrie­
anlage Abbeizarbeiten durchführt; 

ii) ‚Industrieanlage‘ eine Anlage, die zum Abbeizen von Farbe 
genutzt wird. 

2. Abweichend von Absatz 1 können die Mitgliedstaaten in 
ihren Hoheitsgebieten für bestimmte Tätigkeiten die Verwendung 
von DCM-haltigen Farbabbeizern durch speziell geschulte gewerb­
liche Verwender und das Inverkehrbringen solcher Farbabbeizer 
zur Abgabe an diese gewerblichen Verwender gestatten. 

Mitgliedstaaten, die von dieser Ausnahmeregelung Gebrauch ma­
chen, legen angemessene Bestimmungen zur Gewährleistung des 
Gesundheitsschutzes und der Sicherheit für gewerbliche Verwender 
fest, die DCM-haltige Farbabbeizer verwenden, und unterrichten die 
Kommission darüber. 

Diese Bestimmungen enthalten die Anforderung, dass ein gewerb­
licher Verwender über einen Sachkundenachweis verfügen muss, 
der in dem Mitgliedstaat, in dem er tätig ist, anerkannt wird, 
oder andere diesbezügliche Nachweisdokumente vorlegen oder 
eine anderweitige Zulassung desselben Mitgliedstaats besitzen 
muss, damit nachgewiesen werden kann, dass der gewerbliche Ver­
wender im Umgang mit DCM-haltigen Farbabbeizern ordnungs­
gemäß geschult wurde und qualifiziert ist, sicher mit ihnen um­
zugehen. 

Die Kommission erstellt ein Verzeichnis der Mitgliedstaaten, die 
von der in diesem Absatz genannten Ausnahmeregelung Gebrauch 
machen, und veröffentlicht dieses Verzeichnis im Internet. 

3. Ein gewerblicher Verwender, der von der in Absatz 2 ge­
nannten Ausnahmeregelung Gebrauch macht, darf nur in Mitglied­
staaten tätig werden, die diese Ausnahmeregelung anwenden. Die 
in Absatz 2 genannte Schulung muss mindestens folgende Bereiche 
abdecken: 

a) Kenntnis, Bewertung und Beherrschung der Gesundheitsrisiken, 
einschließlich Unterrichtung über bestehende Ersatzstoffe oder 
Verfahren, die unter den jeweiligen Verwendungsbedingungen 
für die Gesundheit und Sicherheit der Verwender weniger ge­
fährlich sind; 

b) Verwendung ausreichender Belüftung; 

c) Verwendung geeigneter persönlichen Schutzausrüstungen ge­
mäß der Richtlinie 89/686/EWG.
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Arbeitgeber und Selbstständige ersetzen DCM vorrangig durch ei­
nen chemischen Arbeitsstoff oder ein Verfahren, der bzw. das 
unter den jeweiligen Verwendungsbedingungen für die Gesundheit 
und Sicherheit der Verwender nicht oder weniger gefährlich ist. 

Der gewerbliche Verwender setzt alle einschlägigen Sicherheitsmaß­
nahmen in die Praxis um, einschließlich der Verwendung einer 
persönlichen Schutzausrüstung. 

4. Unbeschadet anderer Arbeitnehmerschutzvorschriften der Ge­
meinschaft dürfen Farbabbeizer, die DCM in einer Konzentration 
von 0,1 Gewichtsprozent oder mehr enthalten, in Industrieanlagen 
nur verwendet werden, wenn mindestens folgende Bedingungen 
erfüllt sind: 

a) wirksame Belüftung in allen Arbeitsräumen, insbesondere bei 
der Nassbehandlung und der Trocknung abgebeizter Gegen­
stände: lokale Absauganlagen an Abbeizbehältnissen, die durch 
Zwangsbelüftungsanlagen in diesen Bereichen ergänzt werden, 
um die Exposition zu minimieren und die maßgeblichen Ar­
beitsplatzgrenzwerte, soweit technisch möglich, einzuhalten; 

b) Maßnahmen zur weitestgehenden Verringerung der Verdamp­
fung aus Abbeizbehältnissen, die Folgendes umfassen: Abde­
ckungen für Abbeizbehältnisse, außer bei der Beladung und 
Entladung; angemessene Vorkehrungen für die Beladung und 
Entladung der Abbeizbehältnisse; Reinigungsbehälter, mit Was­
ser oder Lauge gefüllt, um nach der Entladung das überschüs­
sige Lösemittel vom Abbeizgut zu entfernen; 

c) Maßnahmen für die sichere Handhabung von DCM enthalten­
den Abbeizbehältnissen, die Folgendes umfassen: Pumpen und 
Rohrleitungen für die Überleitung des Abbeizmittels aus den 
und in die Behältnisse; angemessene Vorkehrungen für die si­
chere Reinigung der Behältnisse und die Beseitigung von 
Schlämmen; 

d) persönliche Schutzausrüstungen gemäß der Richtlinie 89/686/ 
EWG, die Folgendes umfassen: geeignete Schutzhandschuhe, 
Schutzbrillen und Schutzkleidung; geeignete Atemschutzgeräte, 
für den Fall, dass die Arbeitsplatzgrenzwerte nicht anderweitig 
eingehalten werden können; 

e) angemessene Informationen, Anweisungen und Übungen zur 
Verwendung solcher Ausrüstungsgegenstände für die Verwen­
der. 

5. Unbeschadet anderer gemeinschaftlicher Bestimmungen für 
die Einstufung, Kennzeichnung und Verpackung von Stoffen und 
Gemischen müssen Farbabbeizer, die Dichlormethan in einer Kon­
zentration von 0,1 Gewichtsprozent oder mehr enthalten, ab dem 
6. Dezember 2011 gut sichtbar, leserlich und unverwischbar mit 
folgender Aufschrift versehen sein: 

‚Nur für die industrielle Verwendung und für gewerbliche Verwen­
der, die über eine Zulassung in bestimmten EU-Mitgliedstaaten 
verfügen. Überprüfen Sie, in welchem Mitgliedstaat die Verwen­
dung genehmigt ist.‘“
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